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Roma? Sinti? 
Zigeuner? 

Mit den Stimmen aller Frak- 
tionen beschloß der schles- 
wig-holsteinische Landtag 
am 14.11.2012, Zigeunern 
den Rang einer anerkannten 
Minderheit zu geben. 


Der Artikel 5 der Landesver- 
fassung lautet nun: »Die na- 
tionale dänische Minderheit, 
die Minderheit der deutschen 
Sinti und Roma und die friesi- 


sche Volksgruppe haben An- 
spruch auf Schutz und Förde- 
rung.« 


Die Ruhrgebietsstadt Duis- 


burg hingegen sieht die 
Zigeuner als Problem. In- 
zwischen leben dort 5.000 
(soviel wie in ganz Schleswig- 
Holstein), monatlich kommen 
bis zu 300 hinzu. Mittlerweile 
sprechen sogar Lokalpolitiker 
wie die Integrationabeauf- 
tragte der Stadt, Leyla Özmal 
(Die Grünen), von »dramati- 
schen« Zuständen. 


In den sächsischen Land- 
tag haben die Grünen, die 
SEDPDSLINKE und die SPD 
einen gemeinsamen Antrag 
»Abschiebestopp von Roma, 
Ashkali und Balkan-Ägyptern 
in die Staaten der Balkan- 
halbinsel« eingebracht, um 
eine Abschiebung dieser 
Leute, die als Touristen mit 
Reisebussen ankommen 
und sich dann als Flüchtlinge 
versorgen lassen, aus dem 
deutschen Sozialsystem zu 
verhindern. 
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sofort hier raus! 


»Sorge bereitet uns auch die 
Gewalt: in U-Bahnhöfen oder 
auf Straßen, wo Menschen 
auch deshalb angegriffen wer- 
den, weil sie schwarze Haare 
und eine dunkle Haut haben.« 


So Bundespräsident Joachim 
Gauck in seiner ersten Weih- 
nachtsansprache. Man hört es 
und ist erst einmal sprachlos, 
überlegt, ob man sich verhört 
haben könnte. Im Internet findet 
man seine Rede und siehe da, 
man hat sich nicht verhört. 

Hat der Bundespräsident mitbe- 
kommen, welchen Stuß er von 
sich gegeben hat oder gauckelt 
er den Deutschen absichtlich et- 
was vor? 


EIN ZEICHEN 
GEGEN DIE 


MEINUNGS- 
DIKTATUR: 
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Was will uns Herr Gauck mit dieser Geste sagen? 


»Migranten überpropor- 
tional oft Gewalttäter 


[...] So verzeichnet die Studie 
der Innenminister bei den nicht- 
deutschen jugendlichen Tatver- 
dächtigen zwar einen Rückgang 
von 26,1 auf knapp 25 Prozent 
— immer noch aber seien Migran- 
ten überproportional häufig Ge- 
walttäter: Sie machen der Studie 
zufolge nur 8,8 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung aus. In Berlin 
ist der Anteil der gewalttätigen 
Einwandererjugendlichen be- 
sonders erschreckend: Hier sind 
44,7 Prozent aller jungen Täter 
Migranten.« 

SPIEGEL online, 2.1.2008 


»,Generell fühle ich mich 
von den Politikern ja eh 
verarscht“, konstatiert ein 
Bürger, „aber so einen 
Scheiß wie bei der Weih- 
nachtsansprache habe ich 
wirklich selten gehört.*« 

Süddeutsche.de, 24.1.2013 


Bundespräsident: 
Einwanderung ist 
Bereicherung 


Bu 


Bundespräsident Joachim 
Gauck hat eine neue Willkom- 
menskultur und einen Menta- 
litätswechsel im Umgang mit 
Einwanderern gefordert. Die 
Deutschen müßten sich stär- 
ker bewußt machen, daß Ein- 
wanderer eine Bereicherung 
seien, »wenn wir es denn 
zulassen«, so Gauck vor Mit- 
arbeitern des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) am 15.1.2013. 


»Das wäre mal was, wenn 
die, die in unserem Land 
wirklich Schutz suchen, mit 
Freude und offenem Herzen 
empfangen werden. [...]|Wir 
brauchen offene Türen für 
Verfolgte. Und das nicht nur 
wegen unserer Verfassung 
und unserer Geschichte, 
sondern auch aus ökonomi- 
schen Gründen«, unterstrich 
der Bundespräsident. 


Er sieht sich auch in der 
Pflicht, eine entsprechende 
Haltung künftig stärker einzu- 
fordern. 
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Holt mich sofort hier raus! 


Nachrichten aus Absurdistan 


SPD-Staatssekretärin 
unter Untreueverdacht 


NRW-Sozialstaatssekretärin Zül- 
fiye Kaykin (SPD) gerät wegen 
ihrer früheren Tätigkeit für die 
Begegnungsstätte der Moschee 
in Duisburg-Marxloh weiter unter 
Druck. Nachdem ihr im Rahmen 
von Ermittlungen wegen des Ver- 
dachts auf Sozialbetrug nach An- 
sicht von Strafverfolgern bereits 
der Unterhalt einer schwarzen 
Kasse in der Begegnungsstätte 
sowie die Beschäftigung minde- 
stens eines Schwarzarbeiters 
nachgewiesen werden konnte, 
kritisiert nun der Landesrech- 
nungshof NRW den Bau der Mo- 
schee-Begegnungsstätte selbst. 
Kaykin war Geschäftsführerin 
dieser Einrichtung. 


Insgesamt wurde der Bau der 
Begegnungsstätte unter Kaykin 
mit 3,5 Millionen Euro vom Staat 
gefördert. 
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Steuerzahler 


zahlte Zivilprozeß 


»Kosten in Höhe von insgesamt 
39.572,46 Euro sind dem Land 
durch die Prozeßführung im Fall 
der Integrations-Staatssekretärin 
Zülfiye Kaykin entstanden. Das 
hat die Landesregierung dem 
stellvertretenden CDU-Fraktions- 
vorsitzenden Peter Biesenbach 
nun auf seine „Kleine Anfrage“ 
hin mitgeteilt. 


Biesenbach: „Daß das Land 
Nordrhein-Westfalen wegen ei- 
ner privaten Streitigkeit von Inte- 
grationsstaatssekretärin Zülfiye 
Kaykin nicht als Kläger auftreten 
durfte, hat das Oberlandesge- 
richt Köln bereits vor Wochen 
klargestellt. Auf Nachfrage wird 
nun zugegeben, daß Minister 
Schneider die Prozessführung 
durch das Land sogar persönlich 
angeordnet hat und dem Steuer- 
zahler dadurch Kosten in Höhe 
von insgesamt 39.572,46 Euro 
entstanden sind.“ 


Biesenbach kritisierte, daß Frau 
Kaykin sich nach wie vor weige- 
re, die Kosten des Rechtsstreits 
an die Staatskasse zurückzuer- 
statten. „Es ging bei dem Prozess 
nicht um ihr Amt als Staatssekre- 
tärin, sondern um die Privatper- 
son. Somit darf sich auch die Pri- 
vatperson nicht auf Kosten des 
Steuerzahlers vor Gericht ver- 
treten lassen. Steuergelder dür- 
fen nicht aufgewendet werden, 
damit Mitglieder der rot-grünen 
Landesregierung ihre privaten 
Rechtsstreitigkeiten finanzieren. 
Die Prozeßkosten müssen zu- 
rückerstattet werden“, forderte 
Biesenbach.« 


Pressemitteilung der CDU- 
Landtagsfraktion NRW, 10.1.2013 


Gesicht durch Kulturbe- 
reicherer zertrümmert 


Es fing mit einem eigentlich 
harmlosen Streit mit einem Ta- 
xifahrer an. Für Nalle Adenauer, 
Urenkel des ersten Bundeskanz- 
lers, endete es allerdings drama- 
tisch: Das Nasenbein ist zertrüm- 
mert und nach innen geschoben, 
außerdem weisen Schädelbasis, 
Stirnhöhle und Augenhöhle Brü- 
che auf. 


Vier Stunden lang wurde Nalle 
Björn Adenauer im Kölner Kran- 
kenhaus Hohenlind operiert. Ein 
Unbekannter hatte dem Urenkel 
des ersten Kanzlers der Bun- 
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desrepublik, Konrad Adenauer, 
schwer am Kopf und im Gesicht 
verletzt. Adenauer schilderte der 
»Bild« (13.12.2012) den Tatver- 
lauffolgendermaßen: »Nach einer 
Party stieg ich mit zwei Freunden 
in ein Taxi. Es gab Streit mit dem 
Fahrer wegen des Öffnens eines 
Fensters«, erzählt er. »Nach we- 
nigen Metern schmiß der Fahrer 
uns am Rudolfplatz raus. Er brüll- 
te: „Ich f... Deine Mutter“, drohte 
uns Schläge an.« 


»Der Fahrer sprach auf türkisch 
oder arabisch mit drei Männern, 
die auf der Straße standen. Einen 
nannte er Hakan, der kam aus 
Brühl. Er war unbeteiligt, aber er 
lief auf mich zu und haute mich 
mit einem Schlag um.« Danach 
seien die Schläger abgehauen. 


»Der Täter muß mit etwas wie 
einem Schlagring und voller Ge- 
walt zugeschlagen haben«, so 
Chefarzt Jochen Wustrow laut 
»Bild«. »So etwas sehe ich Gott 
sei Dank nur ganz selten. Aber 
leider wird die Gewalt in Köln im- 
mer schlimmer.« 


Mehr Asylbewerber 
in Berlin ... 


Die Zahl der Asylbewerber in 
Berlin ist 2012 um 50 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr gestie- 
gen. Das berichtete die »Berliner 
Morgenpost« am 6.1.2013 unter 
Berufung auf aktuelle Daten des 
Landesamts für Gesundheit und 


Soziales (Lageso). Demnach be- 
antragten im vergangenen Jahr 
8.226 Menschen in Berlin Asyl, 
2011 lag die Zahl noch bei 5.413. 


... und in der ganzen 
Bundesrepublik 


Im vergangenen Jahr haben sich 
in der Bundesrepublik 63.055 
Personen um Asyl beworben. 
Das geht aus gleichen Daten 
des Berliner Landesamts für Ge- 
sundheit und Soziales (Lageso) 
hervor, aus denen die »Berliner 
Morgenpost« zitiert. (siehe oben) 


Demzufolge kamen die Asylbe- 
werber in Berlin vornehmlich aus 
Rußland, Serbien, Bosnien und 
Herzegowina, Vietnam sowie Sy- 
rien, Afghanistan und dem Iran. 


Deutsche Konzerne 
spendeten für 
Wahlkampf in den USA 


Am 6.11.2012 wurde in den Ver- 
einigten Staaten ein neuer Prä- 
sident gewählt. 2,5 Milliarden 
Dollar gaben »Demokraten« 
und »Republikaner« aus, um die 
Wähler von sich zu überzeugen. 


Auf der Liste der Finanzierer des 
bislang teuersten Wahlkampfes 
stehen aber nicht nur Amerika- 


ner: 


Unter anderem spendeten die 
Deutsche Bank 102.825 Dollar, 
Siemens 20.355 Dollar und die 
Allianz 15.162 Dollar. 


Aber auch die Wahlen zum US- 
Kongreß wurden von deutschen 
Konzernen mitfinanziert. Größter 
Unterstützer der »Republikaner« 
ist laut CRP-Analyse mit 261.000 
Dollar Bayer, gefolgt von der 
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Deutschen Telekom mit 193.500 
Dollar. Den »Demokraten« spen- 
dete Bayer laut »Wirtschaftswo- 
che« vom 27.10.2012 119.000 
Dollar, die Telekom 149.000 Dol- 
lar. 


Das »International Institute for 
Conflict Prevention & Resoluti- 
on (CPR)« wurde 1983 von zwei 
ehemaligen US-Senatoren ge- 
gründet, um überparteilich über 
Geldspenden und deren Einfluß 
auf die Politik zu berichten. 

Eine ausführlichere Aufstellung von 
US-Wahlkampfspenden deutscher 
Unternehmen können wißbegierige 
Leser gegen einen Kostenbeitrag 
(Kopien und Versand) anfordern bei: 
UN-Archiv, Postfach 400215, 44736 
Bochum (Best.-Nr. 2137) 


Arbeitsamt vermittelt 
ins Rotlichtmillieu 


ur 


fü Agent tur 


ur Arbeit E. 


Eine arbeitslose Hauswirtschaf- 
terin staunte nicht schlecht, als 
sie den Brief ihrer Arbeitsagentur 
mit einem Stellenangebot öffnete. 
Voraussetzung für den Arbeits- 
platz sei ein »ansprechendes 
Auftreten« heißt es in dem Brief. 


Eine Stelle als Servicekraft in ei- 
nem Bordell hat die Augsburger 
Arbeitsagentur der 19jährigen an- 
geboten. Sie sollte, so berichtete 
die »Augsburger Allgemeine«, in 
dem Bordell Gästen an der The- 
ke Getränke ausschenken. 


Wie die Zeitung berichtete, sollte 
die junge Frau 42 Stunden, vor 
allem nachts und am Wochenen- 
de, die Gäste des Etablissements 
bedienen. Die 19jährige »war to- 
tal entsetzt. Meine Mutter hat so- 
gar geschrien, als sie den Brief 
gesehen hat.“ Sie könne das 
alles nicht verstehen. „Ich habe 
doch einen anständigen Job als 
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Schindluder mit 
den Strompreisen 


Nach neuen Zahlen des 
Branchenverbands BDEW 
hat Deutschland 2012 rund 
23 Milliarden Kilowattstun- 
den (kWh) Strom in Nach- 
barstaaten exportiert — den 
Großteil (17,5 Mrd.) nach den 
Niederlanden. 


Dabei handelt es sich vor 
allem um Ökostrom, der von 
den Privatverbrauchern in 
Deutschland über die Öko- 
stromumlage (EEG) teuer be- 
zahlt wird. Wegen des mas- 
siven Überangebots konnten 
viele Nachbarstaaten deut- 
schen Strom besonders billig 
einkaufen oder bekamen ihn 
gar geschenkt. 


Nachbarländer, die in Spit- 
zenzeiten unseren überflüs- 
sigen Strom abnahmen, be- 
kamen sogar noch bis zu 200 
Euro Prämie pro Megawatt- 
stunde odendrauf. 


Davon profitieren die nieder- 
ländischen Stromkunden. 
Dort sank der Strompreis von 
21,09 im Jahr 2006 auf 16,4 
Cent je kWh im Jahr 2011 - 
ein Minus von 22 Prozent. 


In Deutschland stieg der 
Strompreis für die Privat- 
haushalte dagegen drastisch 
an. Seit 2006 von 19,46 auf 
25,89 Cent je kWh im ver- 
gangenen Jahr — ein Plus 
von 33 Prozent. 


Hildegard Müller, BDEW-Ge- 
schäftsführerin: »Die Preise 
in den Niederlanden sinken, 
weil sie hier steigen.« 


Und je höher die (Strom-) 
Preise steigen, umso mehr 
kassiert der Staat - die Mehr- 
wertsteuer macht es möglich. 


Kein Wunder, daß das Gere- 
de von »Strompreis-Decke- 
lung« u.ä. nur Luftnummern 
sind — nichts als Heuchelei 
und Propaganda. 
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Hauswirtschafterin 
so die Zeitung weiter. 


Der Arbeitsagentur ist die Veröf- 
fentlichung des Vorfalls unange- 
nehm, der Geschäftsführer will 
künftig solche Stellen nicht mehr 
anbieten — und Angebote von 
Firmen, die Personal suchen, ge- 
nauer prüfen. 


gesucht. “«, 


Justizminister fährt 
betrunken Auto | 


Die EKD-Ratsvorsitzende Margot 
Käßmann war nach ihrer »be- 
rühmten« Alkoholfahrt in Hanno- 
ver von ihren Ämtern zurückge- 
treten.Nun hat die Hannoveraner 
Polizei erneut zugeschlagen: 
Niedersachsens Noch-Justizmi- 
nister Bernd Busemann (CDU) ist 
von der Polizei kontrolliert wor- 
den. Bei einem Alkoholtest habe 
er 0,9 Promille gehabt. Landtags- 
präsident will er aber trotzdem 
werden, schließlich handele es 
sich »nur« um eine Ordnungs- 
widrigkeit und keine Straftat. 


»Der Rassismus ist das 
eigentliche Problem« 


»Bei Verbrechen an Migranten 
müßte bei der polizeilichen Er- 
mittlung in Zukunft immer ein 
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rassistischer Hintergrund als Mo- 
tiv vermutet werden, sagte Pau. 
Damit das auch funktioniere, sol- 
le diese Forderung in ein Gesetz 
fließen«, so die Vizepräsidentin 
des Deutschen Bundestages, 
Petra Pau (SEDPDSLINKE) laut 
LVZ-Online vom 7.1.2013. 

Die werte Frau Petra Pau scheint 
vollkommen vergessen zu ha- 
ben, daß auch viele »Scheiß 


Deutsche« Opfer von »Migran- 
ten« werden (vgl. UN 4/2012). 


Ihre Parteigenossin, die thüringi- 
sche Landtagsabgeordnete Ka- 
tharina König, fordert (ebenfalls 
It. LYZ-Online) in diesem Zusam- 
menhang einen höheren Migran- 
ten-Anteil in Ostdeutschland. 
Ihrer Meinung nach sollte ein be- 
stimmter prozentualer Anteil der 
Bevölkerung, der höher ist als 
jetzt, aus Migranten bestehen. 


Auch wenn Frau König dabei 
nicht Ostdeutschland jenseits 
von Oder und Neiße gemeint 
hat, würden sich manche Groß- 
städter nach einer Migrantenquo- 
te sehnen, vorausgesetzt, die 
Obergrenze würde eingehalten 
und liege nicht wesentlich höher 
als zur Zeit in Mitteldeutschland. 


verteilt/überreicht von: 
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